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Tobias Büchen (Jg. 1980) studierte Geschichte und Philosophie in Greifswald und Berlin. Er lebt und arbeitet als Journalist und Fachlektor in Berlin.




Robert Brendel


Robert Brendel (1889–1946) war Studienrat und Schriftsteller in der Weimarer Republik. Durch seinen frühen Tod 1947 geriet sein Werk in der jungen Bundesrepublik in Vergessenheit.


Geboren in Mexiko als Sohn eines deutschen Bergwerkdirektors, besuchte Brendel ab 1899 ein Gymnasium in Hannover und studierte anschließend Deutsch, Geschichte und Philosophie in München und Straßburg. In seiner Dissertation ›Die Pläne einer Wiedergewinnung Elsaß-Lothringens in den Jahren 1814 und 1815‹ beschäftigte er sich anhand umfangreicher Archivstudien intensiv mit verschienden Plänen preußischer und süddeutscher Staatsmänner, das Elsass am Ende der Napoleonischen Epoche von Frankreich zu trennen. Bemerkenswert ist seine in einem gemäßigten deutschnationalen Ton geschriebene Arbeit insbesondere darum, weil er sich intensiv auch mit der profranzösischen Stimmung und öffentlichen Meinung im Elsass um 1814/15 auseinandergesetzt hat, für die er u. a. die nationalistisch-expansionistische und antifranzösische Rhetorik jener Zeit verantwortlich machte.


Nach dem Ersten Weltkrieg, aus dem Brendel als überzeugter Pazifist heimgekehrt war, heiratete er die Jüdin Xenia Bernstein und übernahhm eine Lehrstelle als Studienrat in Lüneburg. In den 1920er Jahren knüpften die Brendels zahlreiche Kontakte zur Hamburger Kulturszene. Robert Brendel bekannte sich in dieser Zeit offen zur Weimarer Republik und begann, eigene Geschichten und Novellen zu verfassen.


Schon vor 1933 setzten sich die Brendels für ausgegrenzte und sozial benachteiligte Menschen ein. Die exklusive nationalistische Agitation der Rechten war ihnen zuwieder. Nach der Machtübernahme der Nazis verweigerte sich Robert Brendel einer geforderten Scheidung von seiner Frau, um seine Stellung zu halten, und wurde zunächst nach Wesermünde strafversetzt, 1936 dann zwangspensioniert. 1938, die Familie lebte inzwischen in Hamburg, wurde er mit einem Publikationsverbot belegt und schließlich zur Zwangsarbeit herangezogen. Die bereits angekündigte Deportation Xenia Brendels nach Theresienstadt Anfang 1945 fand nicht mehr statt.


Nach dem Krieg nahm Robert Brendel seine Tätigkeit als Lehrer wieder auf und engagierte sich aktiv in der Notgemeinschaft der durch die Nürnberger Gesetze Betroffenen mit. Er verstarb 1947 an einer Herzkrankheit, die vermutlich auf die politische Verfolgung zurückzuführen war.


Robert Brendel trat als Autor von Gedichten und Novellen in Erscheinung. 1920 schrieb er die Novelle ›Die große Hure‹, die pathetisch den Untergang Sodom und Gomorrhas behandelt; ›Centauro‹ von 1925 beschreibt die Probleme von Menschen, die wegen körperlicher Probleme gesellschaftlich ausgrenzt sind und denen daher geholfen werden sollte. In Brendels bedeutendstem Werk, dem Novellenband ›Die Heimkehr‹ von 1946, muss sich ein Mitglied der Waffen-SS mit eigenen Schuldgefühlen und der Verantwortung für selbst begangene Kriegsverbrechen auseinandersetzen. Ebenfalls 1946 erschien das bereits Ende der 1930er Jahre geschriebene Buch ›Die Urne‹, in dem detailliert die Gefühle einer jüdischen Familie behandelt werden, die in Deutschland während der Zeit des Nationalsozialismus verfolgt wird.


Tobias Büchen, Berlin 2019




EINLEITUNG




Frühere Bestrebungen zur Rückgewinnung des Elsaß


Die Zeit der Befreiungskriege ist in mehr als einer Hinsicht eine Epoche der nationalen Wiedergeburt und des Sichbesinnens auf eigene Kräfte und Werte. Im Volke glühte damals nicht allein das schmerzdurchbebte Bewußtsein jüngst erlittener, in ihm wurden auch Erinnerungen an scheinbar längst vergessene Unbill früherer Zeiten, das Verlangen, sie endlich zu sühnen, wach. So besannen sich damals deutsche Patrioten auf das dem Reich entrissene Grenzland Elsaß-Lothringen und versuchten es zurückzugewinnen. Diese Bemühungen sollen in meiner Untersuchung geschildert werden. Einleitend aber sei in großen Zügen dargelegt, wie solche Anstrengungen seit der Annexion der Länder durch Frankreich immer wieder gemacht wurden.


Auf die äußerst komplizierte und durch die zahlreiche Kontroversliteratur noch verworrener gewordene Frage der Abtretung des Elsaß im Westfälischen Frieden kann ich hier nicht eingehen. Ich muss mich vielmehr auf die für die Weiterentwicklung der Beziehungen Frankreichs zu Deutschland entscheidenden Punkte beschränken. Vor allem sei betont, daß Frankreich im Westfälischen Frieden nur den Gesamtbesitz des Hauses Österreich im Elsaß beansprucht und erhalten hat, d. h. die österreichische Landgrafschaft Oberelsaß, die aus habsburgischen Territorien und gewissen österreichischen Rechten über einige Reichsstände bestand, dann die österreichische Landvogtei über die zehn Reichsstädte und schließlich die nicht-österreichische Landgrafschaft Unterelsaß, die aber seit dem 14. Jahrhundert kein territorialer Begriff mehr sondern nur ein »Titel und zwei jeden realen Wertes bare Ehrenrechte« war.1


Dieser objektive Tatbestand aber ist durch einige Unklarheiten infolge der Schuld der Kaiserlichen Gesandten verdunkelt worden. Vor allen Dingen trug der eigentlich Straßburg zukommende Titel ›Landgrafschaft Unterelsaß‹, den Trautmannsdorff2 in die Bestimmungen aufnahm, hierzu bei. Späteren Interpretatoren wurde durch ihn die Möglichkeit gegeben, auf Grund dieser schwer definierbaren Bezeichnung ähnliche Hoheitsrechte über elsässische Reichsstände im Unterelsaß geltend zu machen, wie sie in dem Begriff ›Landgrafschaft Oberelsaß‹ enthalten waren.


Ferner ließen die Kaiserlichen Gesandten im Friedensinstrument eine Klausel stehen, die hinter der Forderung, daß die Reichsstände in ihren Freiheiten und ihrer Unmittelbarkeit zu belassen seien, stand und betonte, daß durch diese »Verpflichtung das dem König abgetretene Souveränitätsrecht keine Einbuße erhalten solle«.3 Selbstverständlich konnte das als eine Einschränkung und, wenn man so interpretieren wollte, sogar als eine Aufhebung des Vorgesagten gelten. Von entscheidender Bedeutung für die Beurteilung der Reunionen aber ist es, daß die Franzosen bei Abschluß dieser Bedingungen nicht im Unklaren über den wahren Sinn und Inhalt der Begriffe waren,4 daß sie schon damals die Auslegbarkeit der Artikel erkannten und bereits damals der französische Unterhändler Servien seiner Regierung andeutete, man könne die Friedensartikel in ihrer Unbestimmtheit evtl. anders, zu Gunsten Frankreichs, interpretieren.


Und in der Tat begannen auch bald Versuche der französischen Regierung, ihre Macht über die objektiv gesteckten Grenzen auszudehnen, und in dem 1672 mit Holland ausbrechenden Krieg nahmen sie sogar gewaltsame Formen an. 1674 wurde auch das Reich in diesen Kampf hineingezogen, und jetzt treten zum ersten Mal politisch bedeutungsvolle Bemühungen zutage, die elsässischen Gebiete zurückzugewinnen. In den Friedensverhandlungen, die 1675 begannen, suchten die Kaiserlichen Gesandten endlich Klarheit in die Stellung der elsässischen Reichsstände zu bringen, da diese sich fortwährend infolge der Zweideutigkeit der Westfälischen Friedensartikel von den Franzosen belästigt sahen.


Allerdings entbehrte damals die Kaiserliche Politik in dieser Frage der nötigen Energie. Sie war allzusehr von habsburgischen Sonderinteressen erfüllt, und so konnte der Kaiser den Vorschlag eines Austausches von Schlettstadt gegen Freiburg im Breisgau machen, ja sogar für diese habsburgische Besitzung die Souveränität über die zehn Reichsstädte anbieten.5 Erst als dieses Entgegenkommen keinerlei Erfolg hatte, beharrten die Kaiserlichen Gesandten auf der Forderung eines Schiedsgerichts zur Erhellung der elsässischen Rechte. Da die Franzosen sich nicht darauf einließen, wurde schließlich das Kaiserliche Verlangen als Protest neben der Nymweger Friedensurkunde von 1678 veröffentlicht.


Der Erfolg dieses Vertrags zeigte sich bald. Im selben Jahre wurde in Metz die erste Reunionskammer eröffnet, der bald andere in Breisach, Tournai und Besançon folgten. Sie hatten den Zweck festzustellen, was alles jemals zu dem in den Friedensschlüssen an Frankreich gekommenen Besitz gehört hatte. Alle diese Territorien oder Rechte sollten dann wieder mit Frankreich ›reuniert‹ werden. Auf Grund dieser Untersuchungen wurde das Elsaß für französischen Besitz erklärt. Selbst auf die reichsunmittelbare Ritterschaft im Unterelsaß erstreckten sich die Ansprüche Frankreichs. 1681 fiel auch Straßburg dieser Politik zum Opfer.


Reich und Kaiser versuchten den Reunionsbestrebungen der französischen Krone energisch entgegenzuwirken. Persönlich bemühte sich Kaiser Leopold I. bei dem Gesandten Frankreichs in Wien, Marquis de Vitry, um eine Einstellung der Reunionen,6 mußte aber von diesem zurückgewiesen, eine außerordentliche Gesandtschaft unter Graf Mansfeld an Ludwig XIV. senden.7 Den Anstrengungen dieser gelang es endlich, wenigstens die Einberufung eines Kongresses nach Frankfurt zu erwirken, auf welchem alle Bestimmungen des Nymweger Friedensschlusses klargelegt werden sollten.


Die dann von Frankreich in Frankfurt vorgelegten Bedingungen offenbarten aber bald den Geist, in welchem Ludwig zu verhandeln gedachte. Er wollte keine Abtretung bewilligen. Die Verwahrungen der Reichsstände, wenigstens die Bestimmungen des Westfälischen und Nymwegischen Friedens zu befolgen, konnten nichts daran ändern. Und auch die von den drei Kollegien des Reichstags gegen die im September eingereichte französische Note, welche Straßburg verlangte,8 energische Zurückweisung fruchtete nichts weiter, als daß die Verhandlungen abgebrochen wurden.


Ernstere Gefahren wurden diesmal immerhin noch vermieden. Aber trotzdem hatten die in Regensburg neuangeknüpften Besprechungen wenig Erfolg, lähmte doch der 1682 ausbrechende Türkenkrieg die Tatkraft des Kaisers und der Stände vollkommen. So mußten diese sich 1684 zu dem Waffenstillstandsvertrag von Regensburg verstehen, wonach während der Dauer dieses Waffenstillstands (20 Jahre) alle bis zum 1. August 1681 von den Franzosen gemachten Erwerbungen bei ihnen verbleiben sollten, auch das erst später eroberte Straßburg. Die Verhandlungen über die Exekution der ausgemachten Bedingungen zogen sich bin ins Jahr 1688 hin, bis zu dem von Ludwig XIV. von neuem vom Zaun gebrochenen pfälzischen Raubkrieg, der 1697 durch den Frieden von Ryswik ein für das Deutsche Reich schmachvolles Ende fand.


Kaiser und Stände hatten hierbei wieder mit Zähigkeit besonders um die elsässischen Rechte gerungen. Hartnäckige Kämpfe wurden in den Verhandlungen vor allem um die Rückgabe Straßburgs geführt. Im Juli 1696 legte Frankreich ein Ultimatum vor, das die Abtretung Straßburgs forderte und dafür dem Reiche Freiburg und Breisach bot. In standhafter Weise lehnten die Gesandten dieses Verlangen ab und suchten auch weitere Rechte im Elsaß zurückzuerzwingen.


Das Interesse an diesen Verhandlungen war im Reich ein allgemeines. Kurfürst Friedrich III. von Brandenburg verwandte sich mit einer längeren Denkschrift für die Rückerwerbung Straßburgs.9 Die schwäbische Kreisversammlung bat in diesem Sinne den Kaiser und Reichskonvent um tatkräftiges Ausharren, und auch sonst äußerte sich die öffentliche Meinung hierzu.10


Schließlich aber siegte doch die Unbeugsamkeit der französischen Diplomaten, so daß Kurfürsten und Fürsten selbst die Annahme des Straßburger Artikels empfahlen. Die Kaiserlichen Gesandten arbeiteten nun eine Antwort aus, die wenigstens dem Verfall des festgesetzten Termintags zuvorkommen sollte, im wesentlichen dem Inhalt nach aber doch auf der Weigerung einer Abtretung Straßburgs bestand. Der Erfolg war dementsprechend. Die Franzosen verschärften ihre Forderungen und sprachen überhaupt nicht mehr von Straßburg. So wurde mit dem Frieden von Ryswik das Elsaß endgültig verloren.


Die Versuche der Deutschen waren, wenn auch nicht begeisterte Anstrengungen, so doch hartnäckige Bemühungen gewesen, die ihr gutes Teil dazu beitrugen, daß auch im 18. Jahrhundert im deutschen Volk der Wunsch nie starb, die alten Länder Frankreich wieder zu entreißen. Wie lebhaft das Reich und seine Stände diesem Gedanken nachhingen, beweist wohl am besten der Umstand, daß Leopolds I. Nachfolger Josef I. sich in seiner Wahlkapitulation verpflichten mußte, Straßburg und die zehn Reichsstädte dem Reiche zurückzuerobern.11


Es war daher auch selbstverständlich, daß die deutschen Reichsfürsten und der Kaiser in den Friedensverhandlungen des spanischen Erbfolgekrieges sogleich wieder alle Kräfte zur Erfüllung dieser Wünsche anspannten. Auf Kunden von den zwischen den Holländern und Franzosen angeknüpften Unterhandlungen hatte der Kaiser sofort in Wien eine ›Deputation‹ berufen, die unter die unter Beisein des Prinzen Eugen beschloß, die alte Grenze des Reiches wiederherzustellen, oder wenigstens Straßburg und das Elsaß mit Metz, Toul und Verdun zurückzuverlangen.


Im Haag vertrat Prinz Eugen diese Wünsche energisch aber erfolglos. Der französische Bevollmächtigte Torey legte dem Kaiserlichen Gesandten Ende Mai 1711 Präliminarien vor, die nur die lothringischen Bistümer zugestanden, im übrigen auf den Abmachungen des Westfälischen Friedens beharrten. Die gerade damals häufig eingereichten Gutachten der Reichsstände über die deutschen Forderungen12 und die Noten Eugens und Sinzendorfs gegen das wenig aufrichtige Benehmen der verbündeten Engländer und Holländer hatten nur den Erfolg, daß die Holländer indirekt mit der Aufgabe Straßburgs und der elsässischen Hoheitsrechte drohten.


Zu dieser Haltung der Alliierten kam dann noch hinzu, daß auch Josef I. immer mehr sich von den elsässischen Plänen zurückzog. Er war im Laufe der Ereignisse in politische Gedankenkreise hineingeraten, die rein habsburgische Interessen in sich schlossen. Er sah nicht mehr die Erwerbung des Elsaß als so dringend an, denn es war für ihn durchaus »kein Ersatz für ein entfremdetes Sizilien«.13


1712 wurden die Verhandlungen von Gertruidenburg nach Utrecht verlegt, wo dann kaum noch die Rede von den elsässischen Rückerwerbungen war. Auch die Unterhandlungen, die zum Frieden von Rastatt 1714 führten, waren fruchtlos, allzusehr von habsburgischen Gesichtspunkten aus geleitet, wenn auch Prinz Eugen hier noch einmal die Zurückgabe Straßburgs zu erreichen suchte. Neben den Verhandlungen um die elsässischen Rechte hatte man mit Eifer die Restitution Lothringens vor allem von seiten seines Herzogs Karl betrieben. Waren alle Bemühungen sonst auch vergeblich gewesen, das wurde politisch doch erreicht, daß Frankreich Lothringen räumte. Nach dem polnischen Thronfolgekrieg aber mußte der Herzog es an Ludwigs XV. Schwiegervater Stanislaus Lescinsky abtreten, und nach dessen Tod 1766 fiel es wieder Frankreich zu.


Die letzte Periode vor den Freiheitskriegen, in der noch einmal die Frage des Elsaß im Reich diskutiert wurde, war die Zeit der französischen Revolution. Die durchgreifenden, inneren Umwälzungen in der Verwaltung des französischen Staates mußten zu einer Auseinandersetzung zwischen den elsässischen Reichsständen und der französischen Regierung führen.14 Im Laufe der Zeit waren die Verhältnisse zwischen beiden etwas unklar geworden oder doch wenigstens so, daß bei aller äußeren Unterwerfung der Reichsstände unter die französische Oberhoheit, sie sich gewisse Rechte in den sog. ›lettres patentes‹ gewahrt hatten, auf Grund derer deutsche Reichsfürsten auf dem rechten Rheinufer noch Ansprüche auf sie machen konnten.


So waren im Anfang des 18. Jahrhunderts noch Deutsch-Ordensland, Pfalz-Zweibrückisches Gebiet in Rappoltstein, Lützelstein, Selz, die Grafschaft Hanau-Lichtenberg, die Hessen-Darmstadt gehörte, Horburg-Reichenweier unter der herzoglichen Linie von Württemberg, kleinere Gebiete des Bischofs von Speyer, der Linie Baden-Durlach, im Besitz deutscher Reichsstände gewesen. Im Laufe dieses Jahrhunderts aber hatten die deutschen Fürsten, mit Ausnahme des Deutsch-Ordens, des Markgrafen von Baden für Beinheim, der Leiningen und Hohenlohe, die Souveränität der französischen Krone über ihre Ämter anerkannt und zwar größtenteils durch Vertrag.


Hierfür hatten sie offene Briefe, eben die ›lettres patentes‹, als Bestätigung ihrer Rechte erhalten. Demgemäß sah man auch auf deutscher Seite die elsässischen Reichsstände immer noch als Reichsglieder an, und Frankreich tat nichts, diese Meinung zu widerlegen. Es forderte nicht einmal eine förmliche Lehnshuldigung.


Ganz unberührt von diesen Verhältnissen blieb die territoriale Organisation der katholischen Kirche im Elsaß. Es gab nach wie vor vier Bischöfe: Straßburg, Basel, Speyer und Metz und den Erzbischof von Besançon. Mainz übte immer noch seine Metropolitanrechte über Straßburg und Speyer aus.


So lagen die Verhältnisse, als der Erlaß der Augustdekrete von 1789, welche die Seigneurie aufhoben, und der weitere Ausbau dieser sowie die neue Kirchenverfassung die elsässischen Gebiete der Reichsstände bedrohten. Das war das Zeichen zum Widerstand gegen den Anspruch der französischen Regierung, ihre Verordnungen auch in diesen Teilen des Elsaß durchzuführen. Im einzelnen das zu verfolgen ist hier nicht am Platze. Ganz summarisch sei gesagt, daß vor allem Bischof August (von Limburg-Stirum) von Speyer sich der elsässischen Sache annahm, und daß Kardinal Rohan von Straßburg sie vor den Reichstag brachte, der den Kaiser Leopold II. zum Erlaß eines Schreibens an Ludwig XVI. vermochte. Die Antwort Frankreichs wies die Einmischung des Reiches zurück und sagte nur Verhandlungen mit einzelnen interessierten Reichsfürsten über eine angemessene Entschädigung für den Verlust ihrer Rechte zu. Mit diesem Bescheid aber begnügte sich der Reichstag keineswegs, obwohl Kurbraunschweig durchaus richtig auf die offene Anerkennung der französischen Souveränität seitens der Mehrzahl der Reichsfürsten hinwies.


War man im großen und ganzen auch einig über die Verwerfung der französischen Antwort, so schwankten die Ansichten über die zu unternehmenden Schritte außerordentlich. Mainz, Speyer, Straßburg und Ludwig IX. von Hessen-Darmstadt wollten eine Restitution der alten Rechte und eine Zurückweisung jeglicher Entschädigung, während Württemberg entweder das eine oder das andere wünschte. Am weitesten ging der Kurfürst von Köln, als Hoch- und Deutschmeister. Er verlangte die Wiedergeltendmachung der Rechte des Reichs auf das Elsaß und die Aufhebung der Bestimmungen aller Friedensschlüsse.


Österreich selbst war ganz ablehnend oder doch jedenfalls lau und unbestimmt in seiner Haltung. Nur zögernd ratifizierte Leopold II. ein Reichsgutachten (vom 6. August 1791), das die Aufrechterhaltung der Westfälischen Friedensartikel und die Aufhebung der französischen Souveränität über die oben genannten Gebiete forderte, indem er aber die Form des ziemlich scharf abgefaßten Schriftstücks bedeutend milderte. Indes sollte der Reichstag nicht lange diese Haltung bewahren können, denn am 20. April 1792 erfolgte die Kriegserklärung Frankreichs an Leopold II., und wenn auch noch Entschädigungsverhandlungen gepflogen wurden, so können wir sie nicht als eigentliche Versuche, das Elsaß wiederzugewinnen ansehen.


In Zeiten deutscher Schwäche und Zerrissenheit waren die Grenzprovinzen dem Reiche verloren gegangen, aber in den Zeiten der politischen Ohnmacht des heiligen römischen Reichs deutscher Nation bis zu seiner Sterbestunde waren doch die Wünsche nach dem entrissenen Gut nie ganz stumm geworden. Sie hatten sich bei allen günstigen Gelegenheiten, wenn auch nicht gerade flammend und begeistert, so doch mit einer gewissen Hartnäckigkeit geäußert. So lag die erneute Anstrengung, die nach den Siegen der Freiheitskriege einsetzte, im Laufe der geschichtlichen Entwicklung und war gewissermaßen eine historische Notwendigkeit.


Es sind keine neuen unbekannten Stimmen, die sich jetzt hören lassen, sondern längst vernommene, nur stillgewordene, die bloß auf ein Zeichen warteten, das sie zu neuem Leben wecken sollte, zu einem Leben, das inmitten des nationalen Aufschwungs und des schwellenden Siegesgefühls ewige Dauer zu verheißen schien, das trotzdem aber wieder fruchtlos verwelken sollte.


Wer war Schuld an diesem Welken? Lag sie im eigenen deutschen Wesen, das noch die Spuren jener unfreien, kleinlichen Zeit trug, oder waren wieder übermächtige Gegner am Werke? Dies zu untersuchen, die deutschen Annexionsbestrebungen in den Jahren 1814 und 1815 klar zu legen, die Aufnahme, die sie bei den europäischen Mächten fanden, die Hindernisse, die sich ihnen in den Weg legten aufzudecken, soll im Folgenden versucht werden.




Die Annexionsbestrebungen


in den Verhandlungen bis zum


ersten Pariser Frieden


vom 30. Mai 1814




Die Vorverhandlungen in Frankfurt, Langres, Troyes und Chatillon


Als nach der Katastrophe von 1812 die europäischen Staaten, vor allem Preußen und Rußland, sich erhoben hatten, um Napoleons Herrschaft abzuschütteln, da war durch das ganze deutsche Volk ein begeistertes Gefühl der Opferwilligkeit geströmt, das die an sich nicht starken Kräfte zu Taten von ungeahnter Wucht befähigte. Durch die Anstrengungen der im Jahre 1813 sich verbündenden Mächte – Österreich, Preußen und Rußland – zwang man Napoleon zum Rückzug aus Deutschland.


In der Schlacht bei Leipzig hatte sich sein Geschick erfüllt. Durch sie büßte er nicht nur seinen Feldherrnruhm ein, den er hätte wiedergewinnen können und im Feldzug von 1814 auch wiedergewann, er verlor vor allem seine Verbündeten in Deutschland. Während des Kampfes waren Sachsen und Württemberger zu den Alliierten übergegangen und nach der Schlacht auch die Bayern,15 so daß im November, nachdem Baden dem Beispiel der anderen Süddeutschen gefolgt war, alle Glieder des Rheinbunds sich auch vertragsmäßig an die dem zurückziehenden Kaiser nachfolgenden Verbündeten angeschlossen hatten.


Schon gleich nach dem Sieg bei Leipzig waren unter den Mächten Gedanken über einen eventuell zu schließenden Frieden aufgetaucht. Besonders der österreichische Staatskanzler Metternich hatte sich schon am 20. Oktober in Meiningen mit dem russischen Zaren und dem englischen Bevollmächtigten Lord Aberdeen über die Grundlagen, die man den künftigen Friedensverhandlungen unterlegen wolle, ausgesprochen, und hatte dabei von den ›natürlichen‹ Grenzen Frankreichs d. h. dem Rhein, den Alpen und den Pyrenäen geredet.16 Im November hatten sich dann Diplomaten und Generale der Verbündeten in Frankfurt versammelt, um sowohl über die weitere Fortführung des Krieges, wie über die etwaige Einleitung von Friedensverhandlungen zu beraten. Als Zwischenträger für diese hatte man den französischen Gesandten in Weimar, Baron St. Aignan gewählt. Anfang November (8.) wurde in einer Konferenz eine Antwort auf die von Napoleon angebotene Eröffnung von Friedensunterhandlungen dahin formuliert, daß man als Basis des künftigen Friedens die ›natürlichen Grenzen‹ festsetzte, sowie den Verzicht Napoleons auf alle Art von Herrschaft in Italien, Spanien und Deutschland forderte, wobei England die Zusicherung der freien Handelsschiffahrt machte.


Bei diesen Verhandlungen war vor allem Metternich‚ die treibende Kraft. Man darf aber seine Stellungnahme nicht etwa so verstehen, wie das meistens geschieht, daß er unter allen Umständen schon jetzt den Frieden habe durchsetzen wollen, und daß er dafür sogar die Fortsetzung der kriegerischen Operationen aufgehalten habe. Er war vielmehr vollkommen von der Notwendigkeit ihrer Fortführung durchdrungen, und vertrat nur eine Politik der Mäßigung, wie er sie schon seit Napoleons Feldzug gegen Rußland führte.17


Die Vorlage der Friedensbasis bei Napoleon fand nicht den von den Mächten gewünschten Anklang. Napoleon ließ durch Maret ausweichende, unbestimmte Antwort geben. So wurde dann das schon früher18 in Aussicht genommene Frankfurter Manifest19 am 4. Dezember veröffentlicht, das »kraftlos ohne Geist und Leben«,20 wenn auch nicht ausdrücklich die natürlichen Grenzen wieder nannte, immerhin Frankreich »eine Ausdehnung seines Gebietes« verhieß, »wie es niemals unter seinen Königen gehabt habe«. Zu ungefähr derselben Zeit hatte Napoleon seinen Minister Caulaincourt beauftragt,21 die Vorschläge der Verbündeten doch nicht ganz von der Hand zu weisen, sondern ihnen entgegenkommend zu schreiben.


Für Metternich war dies naturgemäß sehr willkommen. Er sah die Antwort Napoleons schon als endgültige Annahme der Friedensvorschläge an.22 Aber Napoleon hatte eine Bedingung gestellt, welche den Gang der Verhandlungen außerordentlich erschweren mußte: er verlangte, daß England zu gleichen Opfern bereit sein müsse, wie er. Englands Sorge drehte sich damals um Holland, das es von Napoleon losreißen wollte, um sich in diesem Staate eine Stütze für seine Festlandspolitik zu schaffen.23 Dementsprechend war England gesonnen, nur auf Grund genügender Zugeständnisse nach dieser Richtung hin mit Frankreich Frieden zu schließen. Seinem Einfluß war es zu danken, daß im Frankfurter Manifest die »natürlichen Grenzen« nicht mehr genannt wurden.24


Bei dieser Sachlage konnte man jetzt auf Napoleons Anerbieten nicht eingehen, ohne die Zustimmung der leitenden englischen Männer zu besitzen. Zu diesem Zwecke wurde der russische Diplomat Pozzo di Borgo nach London gesandt, um zugleich auch einen mit größeren Vollmachten versehenen Vertreter von der englischen Regierung zu erbitten. Napoleon aber wurde fürs erste auf die Rückkunft Pozzo di Borgos vertröstet.25


Während all dieser Verhandlungen hatte Preußen eine verhältnismäßig passive Rolle gespielt. Sein leitender Minister, der Graf Hardenberg war in seinem Benehmen hierbei durchaus nicht eindeutig. In seinem Innern nannte er die von Metternich gemachten Vorschläge »tolles Zeug«,26 aber ihm fehlte die Energie, dieses tolle Zeug bei Seite zu schieben. Er führte vielmehr eine Politik des ›Laissez-faire, laissez-aller‹.27 So hatte er in der Konferenz am 8. November gefehlt und Nesselrode, den russischen Diplomaten für sich sprechen lassen.28 In dieser Vertrauensseligkeit und Zaghaftigkeit wurde er durch den König bestärkt, der den Rheinübergang verabscheute und »lieber mit gekreuzten Armen am Rhein stehen geblieben wäre«.29 So dachte auch der General Knesebeck, der als militärischer Berater des Königs einigen Einfluß auf ihn hatte, aber durch die Patrioten der schlesischen Armee, vor allem von ihrem Generalstabschef Gneisenau bekämpft wurde.30 Dieser drang unterstützt von dem Österreicher Radetzky31 auf den Einmarsch in Frankreich.


Ehe wir den weiteren Fortgang der militärischen und diplomatischen Verhandlungen verfolgen, müssen wir auf unsere spezielle Frage eingehen. Es handelt sich dabei vorläufig nur um einige kurze Bemerkungen. In den Grundzügen waren die Gebietsforderungen der Verbündeten an die Franzosen deutlich genug fixiert. Von offiziellen Anträgen auf Abtretung des Elsaß war hier nicht die Rede. Es fragt sich nur, wurden schon in Frankfurt Stimmen laut, welche die Vogesen-Grenze forderten? Nach dem vorliegenden Material kann man nicht mit Sicherheit darauf antworten. Daß die Diplomaten sich nicht dafür verwandt haben, steht wohl fest, wenigstens fehlt jeder Beleg dafür.


Daß aber Männer wie Gneisenau schon damals in Frankfurt versucht haben, ihren Wünschen, die sie später scharf und klar ausgesprochen haben, Geltung zu verschaffen, scheint mir nicht unwahrscheinlich. Besonders, wenn man bedenkt, daß schon früher Stein auf die Vogesen-Grenze hingewiesen und im selben Jahre Ernst Moritz Arndt, der Gneisenau nahe stand, seine Schrift über den Rhein32 veröffentlicht hatte, und daß sich sonst auch schon Stimmen in der Öffentlichkeit hören ließen, die das Elsaß forderten.33 Wenn sich aber Fernerstehende schon Gedanken über die Zugehörigkeit des Elsaß zu Deutschland und über die »natürlichen Grenzen« machten, so ist es wohl nicht zu kühn anzunehmen, daß Gneisenau schon damals für eine weitere Grenze eingetreten ist, wenn auch nur im Gespräch mit den Diplomaten seines Staates.


Wir wissen zudem ja gut, wie Gneisenau über die natürlichen Grenzen dachte: »Einen vorteilhaften Frieden meinen sie (die Diplomaten), werde man ihm ablisten, die Pyrenäen, Alpen und den Rhein zur Grenze, das nennen sie einen vorteilhaften Frieden.«34 Vielleicht dürfen wir bei den andern Führern der schlesischen Armee ähnliche Gedanken voraussetzen, aber bisher fehlt uns jeder Beleg dafür.


Auf eine Frage noch müssen wir hier gleich eingehen. Roloff leitet die russische Politik dieser Tage von dem Bestreben ab, sich in Galizien auszubreiten, also auch den österreichischen Besitz dort zu gewinnen und Österreich dafür das Elsaß zu geben.35 Das habe Metternich veranlaßt, Frankreich möglichst zu schonen, da er auf keinen Fall eine Machtvergrößerung Rußlands besonders im Osten ertragen wollte. Roloff hat darin Recht, daß er den Gegensatz Österreichs und Rußlands darauf zurückführt, daß Rußland in Polen sich zu vergrößern trachtete. Aber es fehlt jeder Beweis dafür, daß schon in Frankfurt Kaiser Alexander das Elsaß als Entschädigung für Österreich in Aussicht genommen habe, hatten doch Alexander und Metternich im Oktober (27.) in einem Privatgespräch in Meiningen die »natürlichen Grenzen« festgelegt,36 die am 29. Oktober noch einmal mit Aberdeen vereinbart wurden. Es ist vielmehr zu vermuten, daß erst bei dem raschen Vordringen nach Frankreich hinein der russische Kaiser auf diesen Gedanken gekommen ist. Jedenfalls besitzen wir das erste Zeugnis solcher Pläne erst vom 30. Januar 1814 in einem Briefe des hannoverschen Vertreters, des Graf Münster an den Prinzregenten von Englands.37 Das war aber erst in Langres, wo die Dinge wesentlich anders lagen als in Frankfurt.


Nach Langres kamen die Verbündeten Ende Januar. Sie befolgten bei diesem Vorrücken den Schwarzenbergschen Feldzugsplan, der das Plateau von Langres als Endziel der militärischen Operationen festgesetzt hatte.38 Hier wurde nun die eben charakterisierte Politik Rußlands für Metternich maßgebend, indem er hier insofern seine Haltung wechselte, als er ganz zu den Friedensfreunden überging.


Schon seit Jahren übte die polnische Frage auf die Politik Alexanders einen großen Einfluß aus, aber jetzt im Kriege mit Napoleon schien dem Zaren ein besonders günstiger Zeitpunkt gekommen, seine alten Wünsche wieder vorzubringen. Er erhoffte und erstrebte mit allen Kräften den Sturz Napoleons, der der mächtigste Gegner einer Vereinigung Polens mit Rußland war. Er hatte sich vor allem der Freundschaft des Königs von Preußen versichert, indem er ihm Sachsen versprochen hatte, falls Preußen nicht gegen seine polnischen Pläne auftreten würde.39 Metternichs Besorgnis vor dieser russischen Ausdehnungspolitik mußte immer größer werden, da die Pläne Alexanders sich bald nicht mehr mit dem außerösterreichischen polnischen Besitz begnügten, sondern auch das österreichische Galizien mit in ihren Kreis einbezogen, wofür Österreich eine angemessene Entschädigung erhalten sollte.


Gerade jetzt im Januar 1814 wurden Projekte, Galizien gegen das Elsaß umzutauschen bei den Diplomaten bekannt; Pläne, die den österreichischen Staatskanzler aufs Höchste erregt haben müssen, da Österreich mit der Gewinnung des Elsaß gleichsam einen Wachtposten für Deutschland übernommen haben würde, der dem österreichischen Staate sehr unwillkommen sein mußte. Seine Politik war schon lange der deutschen entfremdet. Seine Interessen drehten sich vor allem um Oberitalien, Polen und den Orient, also um Gebiete, in denen es Alexander zu schwächen gedachte.


Was sollte das habsburgische Reich mit einer Grenzprovinz im Westen Deutschlands? Die Vorteile, die daraus resultierten, waren rein ideeler Art, die Nachteile aber so handgreiflich, daß der kühle Rechner Metternich diese für schwererwiegend hielt, oder besser gesagt, daß er diese überhaupt nur erkannte. Außerdem mögen noch die Absichten Alexanders, die damals bekannt wurden, Napoleon zu stürzen und an seine Stelle den schwedischen Kronprinzen zu setzen, gegen den Metternich einen tiefen Groll hegte, den Staatskanzler erschreckt haben. Jedenfalls suchte er Ende Januar, die Friedensverhandlungen möglichst zu fördern.


In diesem Sinne sprach er sich am 27. Januar 1814 in einer Denkschrift aus.40 An den Frankfurter Grenzbestimmungen konnte er allerdings nicht mehr festhalten. Er gestand Modifikationen an der Rhein- und Alpengrenze zu, die die Kabinette sofort zu bestimmen hätten.41 Diese Änderung in seinen Forderungen war mit durch die Ankunft des englischen Vertreters Castlereagh, eines »kontinentaler Verhältnisse unkundigen Lords« bewirkt. Wahrscheinlich hat Metternich, der schlaue Menschenkenner, gleich Castlereagh durchschaut und ist, um ihn zu gewinnen, vom Standpunkt der völligen Integrität Frankreichs zurückgetreten.42 Gewiß ist dabei Hardenberg mitbestimmend gewesen, der in Basel in einer längeren Denkschrift die Rheinlande von Mainz bis zur holländischen Grenze gefordert hatte.


Auch Alexander hatte in Basel daran gedacht, den englischen Minister für sich zu gewinnen,43 hatte aber davon abstehen müssen, da dessen Ankunft sich verzögerte, während er selber rastlos weitertrieb. So war Castlereagh dem Zaren entfremdet worden und unter Metternichs Einfluß geraten. Viel trug hierzu bei, daß Alexander durch Steins Vermittlung den Einflüsterungen der Generale der schlesischen Armee, besonders Gneisenaus immer mehr Gehör lieh und mit seinem unaufhaltsamen Vorwärtsdrängen die Friedensabsichten Metternichs, Castlereaghs und ihrer Anhänger durchkreuzte.44 Diese widerstrebenden Tendenzen fanden schließlich einen vorläufigen Abschluß durch die am 29. Januar stattfindende Ministerkonferenz, in der die Wiederaufnahme der Friedensverhandlungen in einem Kongreß zu Chatillon beschlossen und als Grundlage die Grenze Frankreichs von 1792 festgelegt wurde.45


Von entscheidender Bedeutung für diesen Beschluß war eine Denkschrift Alexanders46 gewesen, in der auch Pläne angedeutet waren, die wir wohl mit den galizischen identifizieren dürfen. Im Zusammenhang damit scheint hier in Langres zum ersten Mal die Abtretung des Elsaß erwogen worden zu sein, wie das nicht nur ein Brief Münsters an den Prinzregenten beweist,47 sondern auch eine Notiz von Gentz: »Vielleicht – denn die Meinungen über diesen Punkt waren noch geteilt – wird man sogar auf der Zurückgabe des Elsaß bestehen.«48 Aus den Ergebnissen der Konferenz aber können wir entnehmen, daß der Gedanke nicht sehr energisch vertreten worden ist und für die nächste Zeit fallen gelassen wurde. Man war schon mit dem am 5. Februar eröffneten Kongreß zu Chatillon allzusehr beschäftigt.


Auf die Einzelheiten dieses einzugehen, muß ich mir versagen, da auf ihm unsere Frage nicht unmittelbar berührt wurde. Ich kann vielmehr nur eine ganz allgemeine Charakteristik seines Verlaufes und seiner Tendenzen geben.49 Die Verhandlungen wurden beeinflußt einerseits durch die wenig ernsten Bemühungen der russischen Diplomaten, andererseits durch die aufschiebende Politik Napoleons, der seinen Bevollmächtigten nie eine bestimmte Instruktion gab, da er immer noch durch Erfolge im Felde auch Einfluß auf die diplomatischen Verhandlungen gewinnen zu können glaubte. So zeigt denn auch die Politik jener Tage ein äußerst verwickeltes Ineinandergreifen diplomatischer Verhandlungen und militärischer Operationen.


Während in Chatillon die ersten Sitzungen abgehalten wurden, suchten im Hauptquartier zu Troyes Metternich, Hardenberg und ihre Monarchen den Zaren, der nach Paris rücken wollte, für einen Frieden geneigt zu stimmen. Man war besonders auf österreichischer Seite von den Gefahren einer Eroberungspolitik tief durchdrungen. In Chatillon schilderte der österreichische Bevollmächtigte Stadion Castlereagh in einer Unterredung diese Gefahren.50 Er führte genau Österreichs Ansichten über etwaige Erwerbungen aus:


»Wolle man dabei bleiben, daß Österreich und Preußen auf den Stand von 1805 zurückgeführt werden sollen, und Rußland eine seinen Anstrengungen entsprechende Gebietserweiterung erlange, dann könne man das auf sehr einfachen Grundlagen regeln. Oder wolle man ein Eroberungs- und Vergrößerungssystem vertreten? Dann wird das Arrangement sehr zweifelhaft und schwierig werden. Man müßte dann dasselbe Prinzip für alle drei Großmächte anwenden, und Österreich trete seine Rechte auf die Niederlande, auf alle verlorenen Provinzen ab; und es käme dann noch die große Entschädigung für die Teile Galiziens dazu, die Rußland in Besitz nehmen würde.«


Dabei zeigte Stadion auf den südlichen Teil von Schwaben als das geeignetste Entschädigungsobjekt. Zugleich betonte er aber auch die Notwendigkeit von Abtretungen Preußens an Österreich in Sachsen, der Lausitz und in Schlesien, im Falle daß Preußen Sachsen beanspruche.


Diese Unterredung ist, wie Fournier richtig bemerkt,51 darum so wichtig, weil hier zum ersten Mal in der Korrespondenz zwischen Stadion und Metternich von dem Tausch Galiziens gesprochen wird. Für uns hat sie Wert, weil sie deutlich zeigt, daß dieser Tauschplan auf Österreich nur als Abschreckungsmittel vor einer Eroberungspolitik wirkte, und daß dabei von seiner Seite das Elsaß überhaupt gar nicht als Entschädigung in Aussicht genommen wurde, sondern nur Teile des südlichen Schwabens.52 Wir finden darin unsere frühere Annahme bestätigt, daß Österreich in keinerlei Weise darauf bedacht war, die französische Grenzprovinz für sich zu gewinnen. Ob es daran dachte, Elsaß einem anderen deutschen Staate anzugliedern, wissen wir nicht, halten es aber für sehr unwahrscheinlich, zumal diese ganze Unterredung die Tendenz der österreichischen Politik offenbart, Rußlands Eroberungspläne zu bekämpfen und Frankreich nicht unnütz zu schwächen.


Dieser Gegensatz Österreichs und Rußlands oder weiter gefaßt der Friedensfreunde und Alexanders sollte sich in der Folge immer mehr verstärken. Hardenberg unterstützt durch Aneillon, Scholler und Knesebeck äußerte sich für eine Friedenspolitik mit den Grenzen Frankreichs von 1789 als Grundlage und suchte persönlich bei Kaiser Alexander dafür zu wirken.53 Aber der russische Zar beharrte auf seinem Plan nach Paris zu ziehen, und wollte nichts von dem französischen Vorschlag eines Waffenstillstands wissen, bis er nach einer in einer Geheimkonvention zwischen Metternich und Hardenberg vereinbarten Abmachung, daß man den seit Mitte Februar unterbrochenen Kongreß zu Chatillon wieder beschicken und als Grundlage die Grenze von 1792 annehmen wolle, wenigstens zur Wiedereröffnung der Verhandlungen sich bequemte.


Inzwischen war Blücher nach dem Siege bei Larothière am 1. Februar innerhalb fünf Tagen vom 10. Februar ab in vier Treffen geschlagen worden. Diese Nachrichten riefen naturgemäß im ewig zaudernden Hauptquartier eine Panik hervor. Andererseits bewirkten diese Erfolge, daß Napoleon am 18. Februar einen ihm von Schwarzenberg gemachten Waffenstillstandsantrag zurückwies, den Kronprinzen von Württemberg bei Monterau zum Rückzug zwang, und daß Caulaincourt in Chatillon die Entscheidung von Tag zu Tag hinausschob. Im Hauptquartier aber entstand ein heftiger Konflikt, als Schwarzenberg den Rückzug der Armee anordnete. Alexander drohte, mit den Preußen allein vorrücken zu wollen. Sein Plan aber wurde in Bar-sur-Aube am 25. Februar abgelehnt, und er mußte sich fügen.


In dieser Zeit war es auch, da der Hauptförderer der Polen, Fürst Czartoryski, im Hauptquartier ankam, und die Besorgnisse Metternichs wegen Galizien neue Nahrung bekamen. Münster schreibt in diesen Tagen,


 »daß Österreich Rußland lieber den Krieg erklären, als Galizien abtreten würde. Die Furcht, daß man es zwingen würde, das Elsaß für diese Provinz zu nehmen, ist der Hauptgrund für Österreichs Vorschlag, daß man niemals von Frankreich Abtretungen über die in Chatillon verlangten hinaus beanspruchen dürfe.«54


Es scheinen demnach in Bar-sur-Aube die Diplomaten besonders lebhaft über den elsässischen Tauschplan diskutiert zu haben, und die Uneinigkeit zwischen Österreich und Rußland muß hier besonders scharf zutage getreten sein.55 Wie stark die Befürchtungen Österreichs und seine Opposition gegen die russischen Pläne gewesen sind, beweist der Umstand, daß Alexander sich genötigt sah, in der polnischen Frage nachzugeben, indem er nur das westliche Galizien, das Österreich nicht gehörte, beanspruchte.56 Damit fiel selbstverständlich auch der elsässische Entschädigungsplan fort, denn an dem Elsaß allein hatten weder Rußland noch Österreich ein besonderes Interesse.


Dieser beiden Mächte aber als Stützen beraubt, hatte der Plan einer Annexion keine praktische Lebensmöglichkeit mehr, denn, wie wir schon bemerkten, war auch der Vertreter der preußischen Politik durchaus kein energischer Befürworter patriotischer Wünsche. Er hatte sich bei dem Konflikt mit dem Zaren immer als Vermittler gegeben, der lieber zu große Ansprüche aufgab, als daß er einen Konflikt heraufbeschworen hätte. Bei diesen Vermittlungsversuchen war er meist dem geschickten Metternich gefolgt.


Der Kongreß von Chatillon aber führte infolge Napoleons Zaudern zu keinem Resultat. Am 18. März wurde er abgebrochen. So waren die endlosen, unwürdigen, von den Mithandelnden selbst als »komödienhaft« empfundenen Verhandlungen endlich beendet und der Weg frei für die Fortführung des Feldzuges.


Während dieser verwickelten Vorgänge hatte also der elsässische Annexionsplan, wie wir gesehen haben, eine gewisse Rolle gespielt. Allerdings war er nicht um seiner selbst willen verfolgt worden, sondern hatte nur zur Förderung von Rußlands Interessen gedient, die von Österreich bekämpft wurden. Hierin lag von vornherein seine Aussichtslosigkeit, denn Österreich war gezwungen, auch ihm entgegenzutreten. Daß die maßgebende deutsche Macht aber die Hauptgegnerin des Annexionsplans war, das wurde ihm vor allem unheilvoll, waren doch diese Rückerwerbungsbestrebungen eine deutsche Angelegenheit, die der Unterstützung aller Deutschen bedurfte, um verwirklicht werden zu können.




Der erste Pariser Friede vom 30. Mai 1814


Nach Abschluß des Kongresses von Chatillon, dem Befehl Schwarzenbergs zum Vorrücken, dem Siege bei Arcis-sur-Aube über Napoleon am 21. März und der Vereinigung Blüchers mit der Hauptarmee marschierten die Verbündeten ungehindert gegen die französische Hauptstadt. Am 30. März fand der letzte Kampf vor den Mauern vor Paris statt, in das die Verbündeten mit Kaiser Alexander an der Spitze am 31. einzogen, begrüßt und bejubelt als Befreier Frankreichs. Auf des Zaren widerspruchsvollen, leicht bestimmbaren Charakter übte dieser Empfang eine tiefe Wirkung aus. Noch am selben Tage erließ er eine Proklamation, die aus großmütiger Siegerlaune entsprungen, die Integrität des alten Frankreichs zu respektieren versprach, so wie dasselbe unter seinen gesetzmäßigen Königen bestanden hatte. Sie betonte mit Emphase, daß die alliierten Mächte Frankreich zum Glück Europas groß und stark erhalten würden. Nach diesen Verheißungen erfolgten im Laufe des Aprils die Absetzung Napoleons und die schon am 20. März beschlossene Erhebung der Bourbonen auf den Thron Frankreichs.


Mit der neuen Regierung aber bahnten sich bald Friedensverhandlungen an, für welche die Abmachungen von Langres und Troyes, die Festsetzung der Grenze von 1792, als Basis dienten, obwohl Versuche gemacht wurden, für Deutschland günstigere Bedingungen zu erlangen. Leider liegen diese Bemühungen noch sehr im Dunklen. Das Quellenmaterial läßt uns hier meist im Stich. So viel wir aber sehen, charakterisiert diese Verhandlungen am besten eine Äußerung Gneisenaus, der am 28. April an Clausewitz schrieb: »Ohne Irrtümer geht es nicht ab. Immerhin! Aber von dem Treiben der Diplomaten und von ihrer Sucht, Schwierigkeiten zu machen und Argwohn zu erregen, fürchte ich alles. Jeder sieht den Beuteanteil des andern mit Scheelsucht an.«57


Schon von den Verhandlungen in Frankfurt und noch mehr in Langres‚ hätte er mit gleichem Recht dasselbe sagen können. Die Beweise schonender Milde aber gegen das endlich unterworfene Frankreich übertrafen noch die Erwartungen selbst der Freunde Frankreichs. Sie begannen mit der Proklamation Alexanders und wurden durch den Waffenstillstand vom 23. April gekrönt, in dem die Räumung des französischen Gebiets bewilligt wurde, während die Franzosen ihrerseits sich verpflichteten, die noch besetzten Festungen jenseits der alten Grenzen zu verlassen.


Wie war unsere Frage inzwischen bei den Diplomaten behandelt worden? In Langres und Troyen war sie ein Zankapfel zwischen Rußland und Österreich gewesen. Die preußischen Diplomaten hatten sich nicht damit beschäftigt, wie wir aus dem sonstigen Verhalten Hardenbergs schlossen. Seine Politik ist vor allem eine preußische gewesen. Das kommt auch in seiner Stellung zu den territorialen Fragen zum Ausdruck. Wir müssen diese etwas genauer umschreiben, da hierdurch auch sein Standpunkt zu den Annexionsbestrebungen etwas klarer beleuchtet wird.


Hardenberg folgte bei seinen Plänen über eine Gebietserwerbung und Verteilung vor allem dem Grundsatz, Preußen bei der territorialen Neugestaltung in angemessener Weise für seine Anstrengungen und Opfer zu entschädigen, und dabei womöglich nicht direkt an Frankreich grenzen zu lassen. Am liebsten hätte er eine Vergrößerung Preußens durch hannoversches Land gesehen. Schon im Februar trat er Münster mit einem darauf hinzielenden Ansinnen entgegen.58 Daneben erwog der Staatskanzler den Austausch von Braunschweig-Lüneburg bis zur Weser gegen Land am Rhein und der belgischen Grenze.59 Es sind dies Privatwünsche Hardenbergs gewesen, denen die Genehmigung Friedrich Wilhelms III. fehlte. Der König war, wie Hardenberg selber zu Münster sagte, »der Abtretung alter preußischer Provinzen sehr abgeneigt.«60 So kam man über diese Frage nicht zur Klarheit, und »es ward alles auf künftige gegenseitige Konvenienz verspart.«61


Mit Eifer setzte sich dann Hardenberg für die Erwerbung Sachsens ein, dessen König ein Herzogtum Münster-Paderborn erhalten sollte.62 Dieser Plan wie auch vor allem die Einverleibung von Mainz scheinen ihn hauptsächlich beschäftigt zu haben. Um Mainz besonders mußte er hartnäckig kämpfen, da die Bayern diesen Platz zu nehmen wünschten, und dabei nicht nur von Österreich, sondern auch von England kräftig unterstützt wurden.63 Auch Luxemburg lag in den Plänen Hardenbergs, doch war er gesonnen auf dieses zu Gunsten von Mainz zu verzichten, das ihm doch als Festung eine besonders große Bedeutung für die preußischen Erwerbungen am Rhein zu haben schien.
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